Pressemitteilung Aktionstag 27.Juni

Wir nehmen den heutigen Tag zum Anlass, öffentlich die Einstellung der Stadtverwaltung Potsdam gegenüber der „alternativen Kultur“ in Potsdam anzuprangern.

Die Situation des Wohn- und Gemeinschaftsprojektes Tornowstraße 38 soll dabei beispielhaft für viele andere zerstörte, existierende und neu entstehende Projekte in Potsdam thematisiert werden.

Als Ausdruck des Protests soll das fast schon zu einer Potsdamer Institution gewordene Kulturfrühstück des Projektes statt auf Hermannswerder auf dem Luisenplatz stattfinden.

Die Kulturfrühstücke bieten Raum zum Genießen, treiben lassen, quatschen, diskutieren, planen, spielen, begegnen und Freundschaften knüpfen „fernab“ von den Zwängen unserer Gesellschaft.

Solidarisches Miteinander, die Entschleunigung des Alltags und gemeinschaftliche Aktivitäten können erprobt und gelebt werden.

Auch die Kulturfrühstücke wird es nicht mehr geben, wenn es nach dem Willen der Stadtverwaltung geht.

Doch wie ist es dazu gekommen?

Das Wohnprojekt Tornowstraße 38, getragen durch den Brandenburger Lebensart e.V. und den Fairwiese e.V. entstand  im Jahr 2000 als langfristiges Projekt für den großen Bedarf an gemeinschaftlicher Lebens- und Wohnkultur in Potsdam.

In Verhandlungen mit der Stadt wurde die Nutzung des Grundstückes in der Tornowstraße 38 vereinbart. Die Bürobarackenruine und das Gelände wurden in intensiver Eigenarbeit wieder zugänglich gemacht und renoviert. Zudem haben die Vereine und die BewohnerInnen Vermieterpflichten übernommen- unter der Voraussetzung, dass an dieser Stelle endlich ein Gemeinschaftsleben langfristig möglich sei.

Doch jetzt will die Stadtverwaltung von der Vereinbarung nichts mehr wissen und es ist fraglich, ob sie jemals wie im Mietvertrag festgehalten die Möglichkeit eines Erbbaupachtvertrages geprüft hat.

Statt dessen versucht sie alle rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, das Projekt von seinem Stadtort zu vertreiben. 

Seit Anfang 2009 hagelt es Paragraphen und Verwaltungsakte, bislang war das Bauamt jedoch zu keinem Gespräch bereit, beim Kommunalen Immobilienservice dauerte es immerhin 7 Monaten bis zu einem Treffen, bei dem wir mit einer mündlichen Kündigung des Mietvertrages konfrontiert, aber nur ausweichend auf unsere Fragen geantwortet wurde.

Uns ist bis heute nicht erklärt worden, wie es in der Verwaltung zu diesem radikalen Meinungswechsel kam. Statt eines einer Stadtverwaltung gebührenden kooperativen Dialogsstils wird sich hinter Paragraphen und Gesetzbüchern versteckt.

Dabei ist das juristische Hauptargument, dass „...der rechtswirksame Flächennutzungsplan ...für das betreffende Grundstück ...eine Grünfläche ausweist...“.

Angesichts der bauplanerischen Verfehlungen (siehe Griebnitzsee, Groß Glienecke) und dem sonst lockeren Umgang der Stadt mit Planänderungen klingt dies in unseren Ohren wie Hohn.

Weiterhin werden so objektive Argumente wie folgendes hinzugezogen: „...zudem beeinträchtigen die...Wohnwagen die natürliche Eigenart der Landschaft...“

Fakt ist, dass wir BewohnerInnen seit März 2009 in einem Zustand der Ungewissheit leben.

Denn was die Stadtverwaltung im Jahr der Familie wohl gerne vergisst- die Beseitigung droht nicht nur den „baulichen Anlagen“, sondern auch dem Lebensraum von 13 Erwachsenen und 8 Kindern!

Viele Ideen liegen angesichts der offenen Zukunft auf Eis.

Energien für Projekte, die das Potsdamer Leben bereichern würden, werden in Anwaltsgesprächen und Aktionen gebunden.

Seitdem haben wir aber auch viel Solidarität von anderen Wohn- und Kulturprojekten, aus der Nachbarschaft, benachbarten Institutionen, der Studierendenschaft der Uni Potsdam und vielen Potsdamer_innen erfahren. Dies gibt uns Energie und die Gewissheit, dass dieses Projekt genau hier genau jetzt genau richtig ist-auch wenn die Stadtverwaltung anderer Meinung ist!

Die Situation des Wohnprojektes Wagenhausburg Tornow38 ist nur eines von vielen Beispielen, wie diese Stadtverwaltung der „alternativen Kultur“ in Potsdam gegenüber eingestellt ist.

Das Archiv, der Spartakus, Freiland und andere. Zeigen aber auch, dass Erfolge für mehr soziokulturelle Vielfält eher gegen die Verwaltung durchgesetzt werden müssen
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